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Ermessen

Anhang VI: Gesetzes-Auszüge

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
Artikel 19
(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein
und nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen.
(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet
werden.
(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie
ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind.
(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht
ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist,
ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt.

Artikel 20
(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundes-
staat.
(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und
Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehen-
den Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.
(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende
Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.
(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle
Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.

Verwaltungsverfahrensgesetz für BadenWürttemberg
(Landesverwaltungsverfahrensgesetz – LVwVfG)

Vom 12. April 2005 (GBl. S. 350) zuletzt geändert d urch Artikel 2 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2009 (GBl. Nr. 23, S. 809) in Kraft getreten am 24.

Dezember 2009

TEIL II Allgemeine Vorschriften über das Verwaltung sverfahren
ABSCHNITT 1 Verfahrensgrundsätze

§ 9 Begriff des Verwaltungsverfahrens
Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist die nach außen wirken-
de Tätigkeit der Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbe-
reitung und den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines
öffentlichrechtlichen Vertrags gerichtet ist; es schließt den Erlass des Verwal-
tungsaktes oder den Abschluss des öffentlichrechtlichen Vertrags ein.

§ 10 Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens
Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht gebunden, soweit
keine besonderen Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens bestehen. Es
ist einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen.

§ 20 Ausgeschlossene Personen
(1) In einem Verwaltungsverfahren darf für eine Behörde nicht tätig werden,
1. wer selbst Beteiligter ist,
2. wer Angehöriger eines Beteiligten ist;
3. wer einen Beteiligten kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein oder in diesem
Verwaltungsverfahren vertritt;
4. wer Angehöriger einer Person ist, die einen Beteiligten in diesem Verfahren
vertritt;
5. wer bei einem Beteiligten gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei ihm als Mit-
glied des Vorstands, des Aufsichtsrats oder eines gleichartigen Organs tätig ist;
dies gilt nicht für den, dessen Anstellungskörperschaft Beteiligte ist;
6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gut-
achten abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist.
Dem Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätigkeit oder durch die Entschei-
dung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen kann. Dies gilt nicht,
wenn der Vor oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Berufs oder
Bevölkerungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interessen durch die Angele-
genheit berührt werden.
(2) Absatz 1 gilt nicht für Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit und für die
Abberufung von ehrenamtlich Tätigen.
(3) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Gefahr im Verzug unauf-
schiebbare Maßnahmen treffen.
(4) Hält sich ein Mitglied eines Ausschusses (§ 88) für ausgeschlossen oder
bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist
dies dem Vorsitzenden des Ausschusses mitzuteilen. Der Ausschuss entschei-
det über den Ausschluss. Der Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht
mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der weiteren Beratung und
Beschlussfassung nicht zugegen sein.
(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind
1. der Verlobte,
2. der Ehegatte,
3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,
4. Geschwister, VerwR 1.2.03
5. Kinder der Geschwister,
6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten,
7. Geschwister der Eltern,

8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit
häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind (Pfle-
geeltern und Pflegekinder).
Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen auch dann, wenn
1. in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung begründende Ehe
nicht mehr besteht;
2. in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft
durch Annahme als Kind erloschen ist;
3. im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern
die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind.

§ 21 Besorgnis der Befangenheit
(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische
Amtsausübung zu rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen
eines solchen Grundes behauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren für
eine Behörde tätig werden soll, den Leiter der Behörde oder den von diesem
Beauftragten zu unterrichten und sich auf dessen Anordnung der Mitwirkung zu
enthalten. Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den Leiter der Behörde, so trifft
diese Anordnung die Aufsichtsbehörde, sofern sich der Behördenleiter nicht
selbst einer Mitwirkung enthält.
(2) Für Mitglieder eines Ausschusses (§ 88) gilt § 20 Abs. 4 entsprechend.
§ 22 Beginn des Verfahrens
Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein
Verwaltungsverfahren durchführt. Dies gilt nicht, wenn die Behörde auf Grund
von Rechtsvorschriften
1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss;
2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht vorliegt.
 (4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder eine Willenserklärung, die in
fremder Sprache eingehen, zugunsten eines Beteiligten eine Frist gegenüber der
Behörde gewahrt, ein öffentlichrechtlicher Anspruch geltend gemacht oder eine
Leistung begehrt werden, so gelten die Anzeige, der Antrag oder die Willenser-
klärung als zum Zeitpunkt des Eingangs bei der Behörde abgegeben, wenn auf
Verlangen der Behörde innerhalb einer von dieser zu setzenden angemessenen
Frist eine Übersetzung vorgelegt wird. Andernfalls ist der Zeitpunkt des Eingangs
der Übersetzung maßgebend, soweit sich nicht aus zwischenstaatlichen Verein-
barungen etwas anderes ergibt. Auf diese Rechtsfolge ist bei der Fristsetzung
hinzuweisen.

TEIL III Verwaltungsakt
ABSCHNITT 1 Zustandekommen des Verwaltungsaktes

§ 35 Begriff des Verwaltungsaktes
Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maß-
nahme, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des
öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen
gerichtet ist. Allgemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, der sich an einen nach
allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet
oder die öffentlichrechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung durch
die Allgemeinheit betrifft.

§ 28 Anhörung Beteiligter
(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten
eingreift, ist diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung
erheblichen Tatsachen zu äußern.
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(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie nach den Umständen
des Einzelfalls nicht geboten ist, insbesondere wenn
1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen
Interesse notwendig erscheint;
2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Entscheidung maßgeblichen
Frist in Frage gestellt würde;
3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die dieser in einem Antrag
oder einer Erklärung gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen
werden soll,
4. die Behörde eine Allgemeinverfügung oder gleichartige Verwaltungsakte in
größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen
erlassen will;
5. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden sollen.
(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes öffentliches Interesse
entgegensteht.

§ 29 Akteneinsicht durch Beteiligte
(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden
Akten zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidi-
gung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluss
des Verwaltungsverfahrens nicht für Entwürfe zu Entscheidungen sowie die
Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. Soweit nach den §§ 17 und 18 eine
Vertretung stattfindet, haben nur die Vertreter Anspruch auf Akteneinsicht.
(2) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit
durch sie die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der Behörde beeinträch-
tigt, das Bekanntwerden des Inhalts der Akten dem Wohl des Bundes oder eines
Landes Nachteile bereiten würde oder soweit die Vorgänge nach einem Gesetz
oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der berechtigten Interessen der
Beteiligten oder dritter Personen, geheim gehalten werden müssen.
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(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. Im Einzelfall
kann die Einsicht auch bei einer anderen Behörde oder bei einer diplomatischen
oder berufskonsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im
Ausland erfolgen; weitere Ausnahmen kann die Behörde, die die Akten führt,
gestatten.

§ 36 Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt
(1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, darf mit einer Nebenbe-
stimmung nur versehen werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelassen ist
oder wenn sie sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des
Verwaltungsaktes erfüllt werden.
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgemäßem
Ermessen erlassen werden mit
1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung oder Belastung zu einem
bestimmten Zeitpunkt beginnt, endet oder für einen bestimmten Zeitraum gilt
(Befristung);
2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der Wegfall einer Vergünstigung
oder einer Belastung von dem ungewissen Eintritt eines zukünftigen Ereignisses
abhängt (Bedingung);
3. einem Vorbehalt des Widerrufs
oder verbunden werden mit
4. einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unter-
lassen vorgeschrieben wird (Auflage);
5. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung
einer Auflage.
(3) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwaltungsaktes nicht zuwi-
derlaufen.

§ 38 Zusicherung
(1) Eine von der zuständigen Behörde erteilte Zusage, einen bestimmten Ver-
waltungsakt später zu erlassen oder zu unterlassen (Zusicherung), bedarf zu
ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Form. Ist vor dem Erlass des zugesicherten
Verwaltungsaktes die Anhörung Beteiligter oder die Mitwirkung einer anderen
Behörde oder eines Ausschusses auf Grund einer Rechtsvorschrift erforderlich,
so darf die Zusicherung erst nach Anhörung der Beteiligten oder nach Mitwirkung
dieser Behörde oder des Ausschusses gegeben werden.
(2) Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung finden, unbeschadet des Absatzes 1
Satz 1, § 44, auf die Heilung von Mängeln bei der Anhörung Beteiligter und der
Mitwirkung anderer Behörden oder Ausschüsse § 45 Abs. l Nr. 3 bis 5 sowie
Abs. 2, auf die Rücknahme § 48, auf den Widerruf, unbeschadet des Absatzes 3,
§ 49 entsprechende Anwendung.
(3) Ändert sich nach Abgabe der Zusicherung die Sach oder Rechtslage derart,
dass die Behörde bei Kenntnis der nachträglich eingetretenen Änderung die
Zusicherung nicht gegeben hätte oder aus rechtlichen Gründen nicht hätte
geben dürfen, ist die Behörde an die Zusicherung nicht mehr gebunden.

§ 39 Begründung des Verwaltungsaktes
(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch
bestätigter Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu versehen. In der Begrün-
dung sind die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die
die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die Begründung von Er-
messensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von
denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist.
(2) Einer Begründung bedarf es nicht,
1. soweit die Behörde einem Antrag entspricht oder einer Erklärung folgt und der
Verwaltungsakt nicht in Rechte eines anderen eingreift;
2. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm
betroffen wird, die Auffassung der Behörde über die Sach und Rechtslage
bereits bekannt oder auch ohne Begründung für ihn ohne weiteres erkennbar ist;
3. wenn die Behörde gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Ver-
waltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlässt und die Begründung
nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist;
4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt;
5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gegeben wird.

§ 40 Ermessen
Ist die Behörde ermächtigt, nach ihrem Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermes-
sen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und die gesetzli-
chen Grenzen des Ermessens einzuhalten.

ABSCHNITT 2 Bestandskraft des Verwaltungsaktes

§ 43 Wirksamkeit des Verwaltungsaktes
(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für den er bestimmt ist oder
der von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt
gegeben wird. Der Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt wirksam, mit dem er
bekannt gegeben wird.
(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er nicht zurückge-
nommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf
andere Weise erledigt ist.
(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.

§ 45 Heilung von Verfahrens und Formfehlern
(1) Eine Verletzung von Verfahrens oder Formvorschriften, die nicht den Ver-
waltungsakt nach § 44 nichtig macht, ist unbeachtlich, wenn

1. der für den Erlass des Verwaltungsaktes erforderliche Antrag nachträglich
gestellt wird;
2. die erforderliche Begründung nachträglich gegeben wird;
3. die erforderliche Anhörung eines Beteiligten nachgeholt wird;
4. der Beschluss eines Ausschusses, dessen Mitwirkung für den Erlass des
Verwaltungsaktes erforderlich ist, nachträglich gefasst wird;
5. die erforderliche Mitwirkung einer anderen Behörde nachgeholt wird.
(2) Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Abschluss der letzten Tatsa-
cheninstanz eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens nachgeholt werden.
(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Begründung oder ist die erfor-
derliche Anhörung eines Beteiligten vor Erlass des Verwaltungsaktes unterblie-
ben und ist dadurch die rechtzeitige Anfechtung des Verwaltungsaktes versäumt
worden, so gilt die Versäumung der Rechtsbehelfsfrist als nicht verschuldet. Das
für die Wiedereinsetzungsfrist nach § 32 Abs. 2 maßgebende Ereignis tritt im
Zeitpunkt der Nachholung der unterlassenen Verfahrenshandlung ein.

§ 46 Folgen von Verfahrens und Formfehlern
Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach § 44 nichtig ist, kann
nicht allein deshalb beansprucht werden, weil er unter Verletzung von Vorschrif-
ten über das Verfahren, die Form oder die örtliche Zuständigkeit zustande
gekommen ist, wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung in
der Sache nicht beeinflusst hat.

§ 48 Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsakte s
(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Ver-
gangenheit zurückgenommen werden. Ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder
einen rechtlich erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt hat (begünstigender
Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis 4 zu-
rückgenommen werden.
(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldlei-
stung oder teilbare Sachleistung gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, darf
nicht zurückgenommen werden, soweit der Begünstigte auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwägung mit dem
öffentlichen Interesse an einer Rücknahme schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in
der Regel schutzwürdig, wenn der Begünstigte gewährte Leistungen verbraucht
oder eine Vermögensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter
unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann. Auf Vertrauen kann sich der
Begünstigte nicht berufen, wenn er
1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung
erwirkt hat,
2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung
unrichtig oder unvollständig waren;
3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahr-
lässigkeit nicht kannte.
In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in der Regel mit Wirkung für
die Vergangenheit zurückgenommen.
(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht unter Absatz 2 fällt, zurück-
genommen, so hat die Behörde dem Betroffenen auf Antrag den Vermögens-
nachteil auszugleichen, den dieser dadurch erleidet, dass er auf den Bestand
des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit sein Vertrauen unter Abwägung mit
dem öffentlichen Interesse schutzwürdig ist. Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden.
Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag des Interesses hinaus
zu ersetzen, das der Betroffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. Der
auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die Behörde festgesetzt. Der
Anspruch kann nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist
beginnt, sobald die Behörde den Betroffenen auf sie hingewiesen hat.
(4) Erhält die Behörde von Tatsachen Kenntnis, welche die Rücknahme eines
rechtswidrigen Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur inner-
halb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt nicht
im Falle des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1.
(5) Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungs-
aktes die nach § 3 zuständige Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zurückzu-
nehmende Verwaltungsakt von einer anderen Behörde erlassen worden ist.

§ 49 Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes
(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungsakt kann, auch nachdem
er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft
widerrufen werden, außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut
erlassen werden müsste oder aus anderen Gründen ein Widerruf unzulässig ist.
(2) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt darf, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur
widerrufen werden,
1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen oder im Verwaltungsakt
vorbehalten ist;
2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte
diese nicht oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat;
3. wenn die Behörde auf Grund nachträglich eingetretener Tatsachen berechtigt
wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, und wenn ohne den Widerruf das
öffentliche Interesse gefährdet würde;
4. wenn die Behörde auf Grund einer geänderten Rechtsvorschrift berechtigt
wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, soweit der Begünstigte von der
Vergünstigung noch keinen Gebrauch gemacht oder auf Grund des Verwal-
tungsaktes noch keine Leistungen empfangen hat, und wenn ohne den Widerruf
das öffentliche Interesse gefährdet würde,
5. um schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu beseitigen.
§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend.
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(3) Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldlei-
stung oder teilbare Sachleistung zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks gewährt
oder hierfür Voraussetzung ist, kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden
ist, ganz oder teilweise auch mit Wirkung für die Vergangenheit widerrufen
werden, wenn
1. die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Erbringung oder nicht mehr für den
in dem Verwaltungsakt bestimmten Zweck verwendet wird;
2. mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte diese
nicht oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat.
§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend.
(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirksamwerden des Widerrufs
unwirksam, wenn die Behörde keinen anderen Zeitpunkt bestimmt.
(5) Über den Widerruf entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes
die nach § 3 zuständige Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zu widerrufende
Verwaltungsakt von einer anderen Behörde erlassen worden ist.
(6) Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3
bis 5 widerrufen, so hat die Behörde den Betroffenen auf Antrag für den Vermö-
gensnachteil zu entschädigen, den dieser dadurch erleidet, dass er auf den
Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit sein Vertrauen schutzwürdig
ist. § 48 Abs. 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Für Streitigkeiten über die Ent-
schädigung ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.

Verwaltungsgerichtsordnung
 in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 199 1 (BGBl.

I S. 686), zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom  22. Dezember 2010
(BGBl. I S.2248) geändert; Stand: Neugefasst durch Bek. v. 19. 3.1991 I 686;

zuletzt geändert durch Art. 9 G v. 22.12.2010 I 224 8

§ 6 Übertragung auf den Einzelrichter, Rückübertrag ung auf die Kammer
(1) Die Kammer soll in der Regel den Rechtsstreit einem ihrer Mitglieder als
Einzelrichter zur Entscheidung übertragen, wenn
1.die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art
aufweist und
2.die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat.
Ein Richter auf Probe darf im ersten Jahr nach seiner Ernennung nicht Einzel-
richter sein.
(2) Der Rechtsstreit darf dem Einzelrichter nicht übertragen werden, wenn
bereits vor der Kammer mündlich verhandelt worden ist, es sei denn, daß inzwi-
schen ein Vorbehalts, Teil oder Zwischenurteil ergangen ist.
(3) Der Einzelrichter kann nach Anhörung der Beteiligten den Rechtsstreit auf die
Kammer zurückübertragen, wenn sich aus einer wesentlichen Änderung der
Prozeßlage ergibt, daß die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder die
Sache besondere Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist.
Eine erneute Übertragung auf den Einzelrichter ist ausgeschlossen.
(4) Beschlüsse nach den Absätzen 1 und 3 sind unanfechtbar. Auf eine unterlas-
sene Übertragung kann ein Rechtsbehelf nicht gestützt werden

§ 113 Urteilstenor
(1) Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen
Rechten verletzt ist, hebt das Gericht den Verwaltungsakt und den etwaigen
Widerspruchsbescheid auf. Ist der Verwaltungsakt schon vollzogen, so kann das
Gericht auf Antrag auch aussprechen, daß und wie die Verwaltungsbehörde die
Vollziehung rückgängig zu machen hat. Dieser Ausspruch ist nur zulässig, wenn
die Behörde dazu in der Lage und diese Frage spruchreif ist. Hat sich der Ver-
waltungsakt vorher durch Zurücknahme oder anders erledigt, so spricht das
Gericht auf Antrag durch Urteil aus, daß der Verwaltungsakt rechtswidrig gewe-
sen ist, wenn der Kläger ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung hat.
(2) Begehrt der Kläger die Änderung eines Verwaltungsakts, der einen Geldbe-
trag festsetzt oder eine darauf bezogene Feststellung trifft, kann das Gericht den
Betrag in anderer Höhe festsetzen oder die Feststellung durch eine andere
ersetzen. Erfordert die Ermittlung des festzusetzenden oder festzustellenden
Betrags einen nicht unerheblichen Aufwand, kann das Gericht die Änderung des
Verwaltungsakts durch Angabe der zu Unrecht berücksichtigten oder nicht
berücksichtigten tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse so bestimmen, daß
die Behörde den Betrag auf Grund der Entscheidung errechnen kann. Die
Behörde teilt den Beteiligten das Ergebnis der Neuberechnung unverzüglich
formlos mit; nach Rechtskraft der Entscheidung ist der Verwaltungsakt mit dem
geänderten Inhalt neu bekanntzugeben.
(3) Hält das Gericht eine weitere Sachaufklärung für erforderlich, kann es, ohne
in der Sache selbst zu entscheiden, den Verwaltungsakt und den Widerspruchs-
bescheid aufheben, soweit nach Art oder Umfang die noch erforderlichen Er-
mittlungen erheblich sind und die Aufhebung auch unter Berücksichtigung der
Belange der Beteiligten sachdienlich ist. Auf Antrag kann das Gericht bis zum
Erlaß des neuen Verwaltungsakts eine einstweilige Regelung treffen, insbeson-
dere bestimmen, daß Sicherheiten geleistet werden oder ganz oder zum Teil
bestehen bleiben und Leistungen zunächst nicht zurückgewährt werden müssen.
Der Beschluß kann jederzeit geändert oder aufgehoben werden. Eine Entschei-
dung nach Satz 1 kann nur binnen sechs Monaten seit Eingang der Akten der
Behörde bei Gericht ergehen.
(4) Kann neben der Aufhebung eines Verwaltungsakts eine Leistung verlangt
werden, so ist im gleichen Verfahren auch die Verurteilung zur Leistung zulässig.
(5) Soweit die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig
und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, spricht das Gericht die
Verpflichtung der Verwaltungsbehörde aus, die beantragte Amtshandlung vorzu-
nehmen, wenn die Sache spruchreif ist. Andernfalls spricht es die Verpflichtung

aus, den Kläger unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu be-
scheiden.

§ 114 Nachprüfung von Ermessensentscheidungen
Soweit die Verwaltungsbehörde ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu han-
deln, prüft das Gericht auch, ob der Verwaltungsakt oder die Ablehnung oder
Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig ist, weil die gesetzlichen Gren-
zen des Ermessens überschritten sind oder von dem Ermessen in einer dem
Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist.
Die Verwaltungsbehörde kann ihre Ermessenserwägungen hinsichtlich des
Verwaltungsaktes auch noch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren ergänzen.

Straßengesetz für BadenWürttemberg (Straßengesetz  StrG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 1992

3. ABSCHNITT
Benutzung der öffentlichen Straßen

§ 13 Gemeingebrauch
(1) Der Gebrauch der öffentlichen Straßen ist jedermann im Rahmen der Wid-
mung und der Straßenverkehrsvorschriften innerhalb der verkehrsüblichen
Grenzen gestattet (Gemeingebrauch). Kein Gemeingebrauch liegt vor, wenn
durch die Benutzung einer öffentlichen Straße der Gemeingebrauch anderer
unzumutbar beeinträchtigt wird.
(2) Auf die Aufrechterhaltung des Gemeingebrauchs besteht kein Rechtsan-
spruch.

§ 16 Sondernutzung
(1) Die Benutzung einer Straße über den Gemeingebrauch hinaus (Sondernut-
zung) bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis darf nur auf Zeit oder auf Widerruf
erteilt werden. Eine Erlaubnis soll nicht erteilt werden, wenn Menschen mit
Behinderungen durch die Sondernutzung in der Ausübung des Gemeinge-
brauchs erheblich beeinträchtigt würden.
(2) Über die Erteilung der Erlaubnis nach Absatz 1 entscheidet die Straßenbau-
behörde nach pflichtgemäßem Ermessen. Ist Träger der Straßenbaulast eine
Person des bürgerlichen Rechts, so wird die Erlaubnis von der Straßenauf-
sichtsbehörde erteilt; diese hat den Träger der Straßenbaulast zu hören.
(3) Der Erlaubnisnehmer hat Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, daß sie
den Anforderungen der Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln
der Technik genügen. Arbeiten an der Straße bedürfen der Zustimmung der
Straßenbaubehörde. Der Erlaubnisnehmer hat auf Verlangen der zuständigen
Behörde die Anlagen auf seine Kosten zu ändern und alle Kosten zu ersetzen,
die dem Träger der Straßenbaulast durch die Sondernutzung entstehen. Hierfür
können angemessene Vorschüsse und Sicherheiten verlangt werden. Über die
Leistungen nach Satz 3 und 4 entscheidet die für die Erlaubnis zuständige
Behörde.
(4) Der Wechsel der Straßenbaulast läßt die Erlaubnis unberührt.
(5) Der Erlaubnisnehmer hat gegen den Träger der Straßenbaulast keinen
Ersatzanspruch bei Widerruf der Erlaubnis oder bei Sperrung, Änderung oder
Einziehung der Straße.
(6) Ist nach den Vorschriften des Straßenverkehrsrechts eine Erlaubnis für eine
übermäßige Straßenbenutzung oder eine Ausnahmegenehmigung erforderlich
oder dient die Benutzung einer Anlage, für die eine Baugenehmigung erforderlich
ist, so bedarf es keiner Erlaubnis nach Absatz 1. Vor ihrer Entscheidung hat die
hierfür zuständige Behörde die sonst für die Sondernutzungserlaubnis zuständi-
ge Behörde zu hören. Die von dieser geforderten Bedingungen, Auflagen und
Sondernutzungsgebühren sind dem Antragsteller in der Erlaubnis oder Geneh-
migung aufzuerlegen, soweit Träger der Straßenbaulast eine Gemeinde oder ein
Landkreis ist.
(7) Die Gemeinden können durch Satzung bestimmen, daß bestimmte Sonder-
nutzungen an Gemeindestraßen keiner Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 bedür-
fen. Sie können die Sondernutzung an Gemeindestraßen durch Satzung abwei-
chend von Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 regeln.
(8) Wird eine Straße ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt oder kommt der
Erlaubnisnehmer seinen Verpflichtungen nicht nach, so kann die für die Erteilung
der Erlaubnis zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen zur Beendi-
gung der Benutzung oder zur Erfüllung der Verpflichtungen anordnen. Sind
solche Anordnungen nicht oder nur unter unverhältnismäßigem Aufwand möglich
oder nicht erfolgversprechend, so kann sie den rechtswidrigen Zustand auf
Kosten des Pflichtigen beseitigen oder beseitigen lassen.

StraßenverkehrsZulassungsOrdnung
§ 1 Grundregeln
(1) Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und gegensei-
tige Rücksicht.
(2) Jeder Verkehrsteilnehmer hat sich so zu verhalten, daß kein Anderer ge-
schädigt, gefährdet oder mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, behin-
dert oder belästigt wird.

§ 12 Halten und Parken
(1) Das Halten ist unzulässig
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1. an engen und an unübersichtlichen Straßenstellen,
2. im Bereich von scharfen Kurven,
3. auf Einfädelungsstreifen und auf Ausfädelungsstreifen,
4. auf Bahnübergängen,
5. vor und in amtlich gekennzeichneten Feuerwehrzufahrten.
(2) Wer sein Fahrzeug verlässt oder länger als drei Minuten hält, der parkt.
(3) Das Parken ist unzulässig
1. vor und hinter Kreuzungen und Einmündungen bis zu je 5 m von den Schnitt-
punkten der Fahrbahnkanten,
2. wenn es die Benutzung gekennzeichneter Parkflächen verhindert,
3. vor Grundstücksein- und -ausfahrten, auf schmalen Fahrbahnen auch ihnen
gegenüber,
4. über Schachtdeckeln und anderen Verschlüssen, wo durch Zeichen 315 oder
eine Parkflächenmarkierung (Anlage 2 laufende Nummer 74) das Parken auf
Gehwegen erlaubt ist,
5. vor Bordsteinabsenkungen.
(3a) Mit Kraftfahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 7,5 t sowie
mit Kraftfahrzeuganhängern über 2 t zulässiges Gesamtgewicht ist innerhalb
geschlossener Ortschaften
1. in reinen und allgemeinen Wohngebieten,
2. in Sondergebieten, die der Erholung dienen,
3. in Kurgebieten und
4. in Klinikgebieten
das regelmäßige Parken in der Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr sowie an Sonn- und
Feiertagen unzulässig. Das gilt nicht auf entsprechend gekennzeichneten Park-
plätzen sowie für das Parken von Linienomnibussen an Endhaltestellen.
(3b) Mit Kraftfahrzeuganhängern ohne Zugfahrzeug darf nicht länger als zwei
Wochen geparkt werden. Das gilt nicht auf entsprechend gekennzeichneten
Parkplätzen.
(4) Zum Parken ist der rechte Seitenstreifen, dazu gehören auch entlang der
Fahrbahn angelegte Parkstreifen, zu benutzen, wenn er dazu ausreichend
befestigt ist, sonst ist an den rechten Fahrbahnrand heranzufahren. Das gilt in
der Regel auch für den, der nur halten will; jedenfalls muß auch er dazu auf der
rechten Fahrbahnseite rechts bleiben. Taxen dürfen, wenn die Verkehrslage es
zuläßt, neben anderen Fahrzeugen, die auf dem Seitenstreifen oder am rechten
Fahrbahnrand halten oder parken, Fahrgäste ein- oder aussteigen lassen.
Soweit auf der rechten Seite Schienen liegen sowie in Einbahnstraßen (Zeichen
220) darf links gehalten und geparkt werden. Im Fahrraum von Schienenfahr-
zeugen darf nicht gehalten werden.
(4a) Ist das Parken auf dem Gehweg erlaubt, so ist hierzu nur der rechte Geh-
weg, in Einbahnstraßen der rechte oder linke Gehweg zu benutzen.
(4b)
(5) An einer Parklücke hat Vorrang, wer sie zuerst unmittelbar erreicht; der
Vorrang bleibt erhalten, wenn der Berechtigte an der Parklücke vorbeifährt, um
rückwärts einzuparken oder wenn er sonst zusätzliche Fahrbewegungen aus-
führt, um in die Parklücke einzufahren. Satz 1 gilt entsprechend für Fahrzeugfüh-
rer, die an einer freiwerdenden Parklücke warten.
(6) Es ist platzsparend zu parken; das gilt in der Regel auch für das Halten.

§ 31a Fahrtenbuch
(1) Die Verwaltungsbehörde kann gegenüber einem Fahrzeughalter für ein oder
mehrere auf ihn zugelassene oder künftig zuzulassende Fahrzeuge die Führung
eines Fahrtenbuchs anordnen, wenn die Feststellung eines Fahrzeugführers
nach einer Zuwiderhandlung gegen Verkehrsvorschriften nicht möglich war. Die
Verwaltungsbehörde kann ein oder mehrere Ersatzfahrzeug bestimmen.
(2) Der Fahrzeughalter oder sein Beauftragter hat in dem Fahrtenbuch für ein
bestimmtes Fahrzeug und für jede einzelne Fahrt
1.vor deren Beginn
a)Name, Vorname und Anschrift des Fahrzeugführers,
b)amtliches Kennzeichen des Fahrzeugs,
c)Datum und Uhrzeit des Beginns der Fahrt und
2.nach deren Beendigung unverzüglich Datum und Uhrzeit mit Unterschrift
einzutragen.
(3) Der Fahrzeughalter hat
a)der das Fahrtenbuch anordnenden oder der von ihr bestimmten Stelle oder
b)sonst zuständigen Personen
das Fahrtenbuch auf Verlangen jederzeit an dem von der anordnenden Stelle
festgelegten Ort zur Prüfung auszuhändigen und es sechs Monate nach Ablauf
der Zeit, für die es geführt werden muß, aufzubewahren.

Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG)
Vom 3. Dezember 2013

§ 54
Ausbaulast

(1) Der Träger der Unterhaltungslast hat, soweit dies für einen ordnungsgemä-
ßen Wasserabfluss im Rahmen eines ökologisch verträglichen Hochwasser-
schutzes sowie für eine naturnahe Entwicklung des Gewässers notwendig ist,
die Aufgabe, das Gewässer und seine Ufer auszubauen. Die Ausbaulast ist eine
öffentlich-rechtliche Verpflichtung; sie begründet keinen Rechtsanspruch Dritter
gegen den Träger der Ausbaulast.

(2) Sind die für den Ausbau erforderlichen Aufwendungen im Vergleich zu dem
dem Träger der Ausbaulast aus dem Ausbau erwachsenden Nutzen oder zu
seiner Leistungsfähigkeit unverhältnismäßig hoch, so kann er nur dann zum

Ausbau angehalten werden, wenn er durch Kostenbeiträge ausreichend entlastet
wird.

(3) ...

Landesbeamtengesetz (LBG)
Vom 9. November 2010

§ 24  Versetzung

(1) Eine Versetzung ist die auf Dauer angelegte Übertragung eines anderen
Amtes bei einer anderen Dienststelle desselben oder eines anderen Dienstherrn.

(2) Eine Versetzung kann auf Antrag oder aus dienstlichen Gründen erfolgen.
Sie bedarf nicht der Zustimmung der Beamtin oder des Beamten, wenn die neue
Tätigkeit aufgrund der Vorbildung oder Berufsausbildung der Beamtin oder dem
Beamten zumutbar und das Amt mit mindestens demselben Grundgehalt ver-
bunden ist wie das bisherige Amt. Bei der Auflösung einer Behörde oder einer
wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Aufgaben einer Behörde oder der
Verschmelzung einer Behörde mit einer oder mehreren anderen können Beam-
tinnen und Beamte, deren Aufgabengebiet davon berührt wird, ohne ihre Zu-
stimmung in ein anderes Amt derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn mit
geringerem Grundgehalt im Bereich desselben Dienstherrn versetzt werden,
wenn eine dem bisherigen Amt entsprechende Verwendung nicht möglich ist;
das Grundgehalt muss mindestens dem des Amtes entsprechen, das die Beam-
tin oder der Beamte vor dem bisherigen Amt inne hatte.

(3) Beamtinnen und Beamte, die in ein Amt einer anderen Laufbahn versetzt
werden ohne die Befähigung für diese Laufbahn zu besitzen, sind verpflichtet, an
Qualifizierungsmaßnahmen zum Erwerb der Befähigung teilzunehmen.

(4) Die Versetzung wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem auf-
nehmenden Dienstherrn verfügt. Das Einverständnis ist schriftlich zu erklären. In
der Verfügung ist zum Ausdruck zu bringen, dass das Einverständnis vorliegt.
Das Beamtenverhältnis wird mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; auf die
beamtenrechtliche Stellung finden die im Bereich des neuen Dienstherrn gelten-
den Vorschriften Anwendung.

(5) Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt bei einer Versetzung in den Bereich eines Dienst-
herrn eines anderen Landes oder in den Bereich des Bundes entsprechend.

§ 82 Dienstjubiläum

(1) Beamtinnen und Beamten ist anlässlich des 25-, 40- und 50-jährigen Dienst-
jubiläums eine Jubiläumsgabe zu zahlen. Die Jubiläumsgabe beträgt bei einer
Dienstzeit
1.von 25 Jahren 300 Euro,
2.von 40 Jahren 400 Euro,
3. von 50 Jahren 500 Euro.

(2) Als Dienstzeit im Sinne des Absatzes 1 gelten die Zeiten
1. einer hauptberuflichen Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienst-
herrn im Sinne von § 33 Abs. 1 LBesGBW,
2. eines nicht berufsmäßigen Wehrdienstes, eines dem nicht berufsmäßigen
Wehrdienst gleichstehenden Grenzschutz- oder Zivildienstes sowie einer Tätig-
keit als Entwicklungshelfer, soweit diese vom Wehr- oder Zivildienst befreit,
3. einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind, soweit sie nach
Aufnahme einer hauptberuflichen Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen
Dienstherrn im Sinne von § 33 Abs. 1 LBesGBW verbracht worden sind.
Zeiten nach § 34 LBesGBW gelten nicht als Dienstzeit im Sinne von Satz 1.

(3) Für die am 17. Oktober 1996 vorhandenen Beamtinnen und Beamten bleibt
die nach der Jubiläumsgabenverordnung vom 16. Januar 1995 (GBl. S. 57) oder
entsprechenden früheren Regelungen zuletzt festgesetzte Jubiläumsdienstzeit
weiterhin unverändert maßgebend; nach dem 31. Dezember 2000 werden nur
noch Zeiten im Sinne von Absatz 2 oder entsprechenden früheren Regelungen
berücksichtigt.

(4) Treten Beamtinnen und Beamte wegen Erreichens der Altersgrenze oder
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand, gilt die für ein Jubiläum erforderliche
Dienstzeit auch dann als erfüllt, wenn sie um höchstens 182 Tage unterschritten
wird.

(5) Das Nähere regelt die Landesregierung durch Rechtsverordnung.
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Staatsangehörigkeitsgesetz
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnu mmer 102-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti kel 3 des Gesetzes vom

11. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2218) geändert worden ist

§ 8

(1) Ein Ausländer, der rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat,
kann auf seinen Antrag eingebürgert werden, wenn er
1.    handlungsfähig nach § 37 Absatz 1 Satz 1 oder gesetzlich vertreten ist,
2.    weder wegen einer rechtswidrigen Tat zu einer Strafe verurteilt noch gegen
ihn auf Grund seiner Schuldunfähigkeit eine Maßregel der Besserung und
Sicherung angeordnet worden ist,
3.    eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen gefunden hat und
4.    sich und seine Angehörigen zu ernähren imstande ist.

(2) Von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 und 4 kann aus
Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Vermeidung einer besonderen
Härte abgesehen werden.

§ 9

(1) Ehegatten oder Lebenspartner Deutscher sollen unter den Voraussetzungen
des § 8 eingebürgert werden, wenn
1.    sie ihre bisherige Staatsangehörigkeit verlieren oder aufgeben oder ein
Grund für die Hinnahme von Mehrstaatigkeit nach Maßgabe von § 12 vorliegt
und
2.    gewährleistet ist, daß sie sich in die deutschen Lebensverhältnisse einord-
nen,
es sei denn, daß sie nicht über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache
verfügen (§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und Abs. 4) und keinen Ausnahmegrund nach
§ 10 Abs. 6 erfüllen.
(2) Die Regelung des Absatzes 1 gilt auch, wenn die Einbürgerung bis zum
Ablauf eines Jahres nach dem Tod des deutschen Ehegatten oder nach Rechts-
kraft des die Ehe auflösenden Urteils beantragt wird und dem Antragsteller die
Sorge für die Person eines Kindes aus der Ehe zusteht, das bereits die deutsche
Staatsangehörigkeit besitzt.


